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Das slowakische Gesellscbaftsrecht wurde stark von ·dem deutschen, bzw. österreichi ehen be­
einfl usst. Best. § 56 Abs. :I. HGB! nennt au drücklich die zulä 'sigen Gesellschaftsformen - offene 
Handel ·ge. c1 lschaft. Kommanditgesellschaft Gesellschaft mit beschränkter Haftung, Aktiengc­
seil chaft lIncl vereinfachte Aktiengesellschaft. Ebenso gibt eine es Eintei lung in Pe.rsonen-2 und 
KapiralgeseJls haften3• 

2 Oi Ge ellschafter der Persoucngesellschnfteu haften rypi cherweise uneingeschränkt für dic 
Verbindlichkeit n der Gesellschaft und ind grundsätzlich b rechtigt. die Gesellschaft gegen­
über Dritten zu vertret<:n' di.e Lei tung der -inillge i t nur bei K mmanditisten vcrpA ichtcnd. 

', e C17. NrS13M?1 Ig l-I andelsgc._cl"lbuch (na hfolgc lld nur "H ß"). 
2 Oh in bcs. offene Handelsgesdl. ch"fl j Kommanditgesellschaft i$t als gemischte Gesellschaftsform angesehen. 
3 escll~th3f[ mit hcschriinkt Cl' Hnfmllg, Aktiengesel lschaft und verc1"f" hte Aktiengesellschaft. 
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I. C.rundl<lgen 

Die Existenz der Gesellschaft ist üblicherweise mit dem Verbleib der Gesellschafter in der 
Gesellschaft verbunden. 

Die Haftung der Gesellschafter in Kapitalgesellschaften ist dagegen wesentlich seltener - die 3 
Gesellschafter der GmbH haften für die Verbindlichkeiten nur in den gesetzlich vorgesehen 
Fällen;4 bei einer AG oder vereinfachten AG ist eine solche Haftung sogar gesetzlich ausge­
schlossen.5 Gesellschafter sind nur nach deren Bestellung zum Geschäftsführer, bzw. Vorstands­
mitglied vertretungsberechtigt. Die Einlage der Werte stellt eine Voraussetzung für Erwerb des 
Anteils an der Gesellschaft dar; ein Eintritt in die und ein Austritt aus der Gesellschaft während 
deren Existenz ist grundsätzlich zulässig. 

Die am 1.1.2017 eingeführte vereinfachte Aktiengesellschaft stellt eine Besonderheit des slowa- t~ 

kischen Rechtes dar. Hierbei handelt es sich um eine Zusammensetzung von zwei anderen 
Rechtsformen - grundsätzlich sind die Regelungen einer AG anzuwenden; die Gründung 
und der Betrieb der vereinfachten AG sollten jedoch wesentlich einfacher und billiger sein 
(wie bei einer GmbH). Der Gesetzgeber beabsichtigte, mit dieser Rechtsform die Start-ups zu 
unterstützen.6 

2. Begriffsbestimmung 

Die Bezeichnung der Nebenvereinbarungen ist weder in den Gesetzen, noch in der Rechts- S 
theorie einheitlich. Oftmals werden die anglo-amerikanischen Begriffe shareholders agreements 
und sideletters einfach übersetzt, allerdings werden diese im Slowakischen üblicherweise als Ne­
benvereinbarungen (vedl'qj!ie dohody) oder Vereinbarungen der Aktionäre (akciolldrske dohody) 
bezeichnet. Das HGB kennt lediglich die Begriffe Vereinbarungen unter den Gesellschaftern 
(dohody medzi spoloclll'kmi) oder Aktionärverträge (akciol1drske zmluvy),7 In diesem Artikel wird 
im Folgenden der Begriff Nebenvereinbarungen verwendet. 

Die Rechtstheorie definiert die Nebenvereinbarung als die unten den GesellschafternlGrün- 6 
dern der Gesellschaft mit dem Zweck abgeschlossene Vereinbarung, ein oder mehrere Verhält­
nisse unten den Gesellschaftern/Gründern zu regeln und zugleich die Durchsehbarkeit dieser 
Verhältnisse sicherzustellen, wobei diese zwecks Effektivität grundsätzlich nicht auf dem Ge­
seIlschaftsrecht, sondern auf dem Schuldrecht basiert. 

Die Grttndmerkmale sind also: schuldrechtliche Natur, Gesellschafter in der Position der 'I 

echten Vertrags parteien und enger Zusammenhang zu der Stellung in der Gesellschaft.8 

3. Beteiligte Personen 

Der Gesellschaftsvertrag9 gilt für die betroffene Gesellschaft, Mitglieder ihrer Organe, alle B 
Gesellschafter und im gesetzlich bestimmten Ausmaß auch für Dritte. Das Eigentum eines 
Geschäftsanteils kann von den Rechten und Pflichten, die sich aus dem Gesellschaftsvertrag 

4 Gesellschafter einer GmbH haftet für die Verbindlichkeiten dieser GmbH nur in die Höhe seiner im Handels· 
regisler eingetragenen und nicht einbczahlten Geldeinlage. Vergleiche § IO~ .2 H Tl. 

5 Vergleiche § 154 .3 HGB belr. AG und § 220h S. 3 HGU betr. vereinFachte A . 
6 Dlllkn in KOIllmenmr HOB, .233- 243. 
7 Jlllltle in Jnn~~, Ausgewählte Typen der Nel>envcreinbarungen. $.43-44' die Dlffcrclu.icrung 1:wischcn Verein­

barung (dobotla ) und Vertrag /pI/lI/va) wird als unwichtig angesehen. Grund nu.1i h wird jedoch der ßtgriff 
"Vertrag" für die bcnanmcn ~wcisejtigcll RechtSgeschäfte (wie zU Kauf.. oder Werkvertrag) verwendet; den 
Begriff VereinbArung finden wir eher In ßezug auf die zweiseitigen Rechtsgeschäfte, die der Regelung der 
beuchenden Vcrhähnissc dienen (Verglei h~vcreinbnrung, Vereinbarung über die Ratenzahlung usw). 

8 .fl/llde in ]anac, Ausgewählte -')'pen der Nebenvereinbarungen, 5.41-42. 
9 Der GeseJischaflSverrrng wird geschlossen, falls die Gesellschaft von 2 Gesellschaften gegründet und betrieben 

wird. Falls die Grilnclunglder Herrieb cill~r F.in-Mann- csellschart zulässig ist. wird dns ründullgsdokull1cnt 
al Griindungsurkundc bezeichnet. Alle: auf dcn Gesellschaftsvertl'ag anwendbare Regeln gelten alleh ur eine 
Gründung urkunde. Aus Vercinfn hung gründen wird d. GründungsdokumCIll einer esel I chart in diesem 
Art ikel stets als ein ,csel lschaftsvenm bczeiehner. 
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die 'er Gesellschaft ergeben nicht getrennt werden. Au nahmen sind unzuläs ig. Aus der spezi­
ellen Natur des Gesell chafrsv rcragcs ergibt sich, da dessen Gelrungsbercich weder deswegen 
eingeschränkt ist weil eine Änderung d G 'ellschafr v rb'agcs lediglich von einer Mehrhcit 
der Ge eil chaftel" (und nicht von allen Gesellschaftern) bewilligt wurde noch de wegen, dass 
ein Gesellschafter in die Gesellschaft erst eingetreten i t. 

9 ß elüglich der Nebel/vereinbarullgen gelten dagegen abweichende Grundsär-lc, da diese 31 
schuld rechtliche Verträge anzusehen ind. Nebenvercinbamngen sind grundsär-/Jich nur unter 
den Vertrags parteien gültig und wirksam. Soll die Nebenvereinbarung auch für eli Ge. ellschaft 
verbindlich sein, muss die Gesellschaft (vertreten durch ihre handlungsberechrigtc Person(en)) 
ihre Zustimmung zur Nebenvereinbarung au drücklich erteilen. Die Wirksamkeit der Neben­
vereinbarung wird unter keinen Umständen allcomati ch auf die restHchen Ge ell cbafter 
ausgedehnt. Eine solche Ausdehnung wäre nur durch 3u drückliche Zustimmung aller betei­
ligten Parteien (dh die Vertrag parteien der Nebenvereinbarung und der Neuankömmling) 
wirk am. 1O 

'10 Ungeachtet des oben angeführten lä st das lowakische Recht jedoch eine Allsllabme zu - eini­
ge Nebcnvereinbat'ungcn im Rahmen der vereinfachten AG können als I' gi triert vereinbart 
werden. 1I 

ll. Rechtsnatur und Rechtsquellen 

1. Gesellschaftsinterne Dokumentation im Allgemeinen 

11 Bei der Gründung der Gesellschaft mus Zlf);IIgclld ein Gcsc/lsc"aft~lJertrag emellt werden. 
Der Mincle einhalt des Gesellschaftsvertrages ist g enli h fe. (gelegt. Abweichungen ind in 
ge~ rzlich vorgesehen Fällen zulässig (wobei einige FrAgen voll tändig dem Ermes 'cn der e-­
ellschafter überlassen ind). 

12 Die SatzJmgen, elh detaillierte Au arbeiwngen der Regeln der Gesellschaft, sind ledigljch bei 
einer AG LInd vereinfachter AG zwingend vorge ehen, wobei der Mindesrinhalt der Satzungen 
ge etzlich festgelegt ist. Die Regelung zur GmbH redlnet au drücklich damit, dass lI,wngen 
erstelltwcrden können, setzt jedoch j(, in Detail fest. Die Gesellschafter einer GmbH können 
al 0 (j'ei über deren Inhalt entscheiden. Bei OHG und KG ind kei ne entsprechenden Regelun­
gen zu finden. Da die Gesellschafter der OHG und KG bei Annahme der internen Regelungen 
ni ht eingeschränkt sind, gibt es atzungen auch bei diesen zwei Gesellsdlafrsformen wenn 
auch nur .. ehr selten. 

13 Ebenso können in allen Rechtsformen weitere gesellschaftsinterne Richtlinien erlassen werden, 
sofern dadurch keine zwingenden Rechtsnormen verletzt werden,u 

2. Vorkommen der Nebenvereinbarungen 

14 Nebenvereinbaruogen erscheinen weltweit in der Praxis, sind aber nur selten ge etzlich gere­
gelt. Der Gesetzgeber ist üblichet:weisc kaum in der Lage, eine umfassende Regelung d.iese. 

tO wac" in Csach/Hnvcl, Nebcnvcl1!inbnrungcn, S.15. 
11 On HGB beinhaltct ausdrückli hc Regelung dcs Tag·along·Reclllc$ (ßC$t. § 220x H ßl, des Dr.lg-lllong.R~ch. 

tC$ (Best, S llOy HGBl und d . hoat-om-Rechtes (Best. S llOz H B). Diese gcs<:tzl ichc Regelung bc:t.lch~ 
sich jedoc.h nur auf die vcrcinfacluc Akticngcsells haJt (obwöhl die Verwendung dieser Recht.Sin druu: ~CI 
anderen Gesel l chnfu;formcn wedel' eingeschränkt noch verboten i~t) . Aus praktischen I!rfahrungcn ergIbt 
. i h jedoch, dass alle drei RechtSinsritute bei allen esel I harlSformcn regelmäßig vcrwendct werden. In 
diescm Artikel werden a l~o nlle drei Reell! institut'c mit Rücksicht auf deren Verwcndung in alIeIl Gesell· 
s h~rtsfonnen dargestellf. f~ lIs für die vereinfachte Aktiengesellschaft besondere Regeln anwendbar ~Ind. 
wcl en wir darauf ausdrücklich hin. (vgl. 3uchJlIlltfl i" Jaml~ Typcn der c:bcnvcl1!inbarungcnl rör welfen: 
Dcrnil$ ~ Rn. '17- 72. 

12 Csach, in Csach/Havel, Nebenvereinbarungen, S.320, 
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11. Rechtsnatur und Rechtsquellen 

RechtsinstilU t5 7.U erarbeiten, deswegen ist meist höchstens ci n Verbot einiger bestimmter 
Vcreinb:l ru ngcn zu linden. Dies basiert damuf, dass du rch die Anwendung des Grundsat?cs 
der VertragsfreihcitU Ncbcnvcrcinbarungcll eine unübersehbare Zahl unterschiedlicher Situa­
tionen regeln können. Eine "umfassende" Regel ung der fü r Ncbcnvcrcinbaru ngcn speufi schcn 
Aspekte würde also extrem umfangreich sein. D:arlibcr hi naus si nd die allgemeinen Aspekte 
der Ncbcnvercinbarungcll (zß Vertragsabschluss, Folgen der Vcnmgsvcrlcrwng, Votlstcäbar­
keif usw) durch das Schu ldrcchr ausreichend geregel t'. 
Die $[O\\lakci stellt in diesem Sinne eine AmI/ahme dar. Die Best. S66c HGß bestimml mit 15 
Wirkung ab 1.1.2017 ausdrücklich, d:us die Gesellschafte r berechtigt sind , gegenseitige, sich aus 
einer Teilnahme an einer Gesellschaft ergebende Re<:hte lind Ptlichten durch eine gesonderte 
Vereinbarung zu regeln. Es ist insbesondere die Regelung der Rechte, die mit der ßcteiligung 
an der Gesellschaft, der Abtretung der Beteiligung an andere Gesellschafter/ Dri tte, der Verwal­
umg und Leitung der Gesellschaft oder der Kapitalerhöhung der Gesellschaft zusammenhän­
gen, vorgesehen. J.\ 

Die Gesellschafter bewrtJ1ge1l oftmal s den Abschluss der Nebenvereinbarungen (statt Aufnah- 16 
me der Absprache in den Gesellschaftsvertrag.). Die Grunde si nd vielf.i.l rig, 7_1}; 

• kei ne Publizität, 
• höhere Flexibilität (bei Änderung der Nebenyereinbarungen muss die gesetzliche Regelung 

bzgl. Einbentfung der Hauptversammlung und Abstimmung der Gesellschafter usw nicht 
berücksichtigt werden), LS 

• d ie Recbtsillstitllte des SclmldreclJus zur Sicherung und Erhöhung der Durchser/.oorkeit 
der Ptlichten (wie zß SchadenersarI., Vertragsrucktritt. Vertragsstrafe, ßllrgschaft, 1I00arielie 
Urkunde über Zustimmung des Schuldners mit der direkten Vollstreckung u$w) STehen den 
Verrragsparreien voll zur Verrugung. was bei einem Gesellschaftsvertrag nicht immer gil t,1& 

• d ie Ab5icht, die Beziehungen nur unter einigen (und nicht allen) Gesellschaftern einer 
Gesellschaft abweidJeltd, bzw. auf eine Art und Weise, die im Gesellscharuvcrtr:lg nicht 
zuläss ig wäre, zu regel n, 

• die Absicht, die Teilnahme von Drillen (also Pel'$Onen, die in der Zeit des Vertragsabschl us· 
ses an der Gesellschaft nicht belciligt si nd) an den Nebenycrcinbanmgen sichen.ustellcn 
U$W. 

Praktisch gesehen sind die Nebenvereinbarungen vor allem dann mtetttbeh,!icl1, wenn die 17 

Interessen der einzelnen Gesellschafter nicht \10 11 den Interessen der GeselLschaft als solcher 

\J Oh Erlallbt ist alk~ ~ nicht ycrholen ist. 
14 Bis zu 31.12.2016 b-einhgllete das HGB lediglich ein allsdrückliches Verbot bestimmler Vereinbarungen in ei~r 

AG. Die oben angefilhrte ßeM. S66c HGllll1l1SJte eingcfilhn weflten. da in der Regelllng dnN ~creinr.chlen 
AG (cb-enso geltend ab 1.I.zotn einige r,e~lI5Chartsrc(:htliche NdM:nwrcinbarungen allsdrücklich z.ur,daw:n 
wurden. Mil Einfilhrung der Bat. S66c HGB wlIrde z.weifellos beJtitigt, dass die gesdixhaftsrcchtlichcn 
Neb.:n\~rcinbarungcn grundsätz.lich z.u liinis tind, auch \Wnn einigt Typen solche' Vereinbarungen nur bei 
einer RechLSform (dh vereinfachte AG) delailliert gcrejdt sind. Üilrh in CsxhlHaycl, Nd.M:nvereinbarllngen. 

15 IId d ncr Änderung der Nebcnvercinbarung reicht ijb ichcrwd~ die Zunimmung der Vcnr:lgs~rteicn; Cl iSI 
jw()(h denkbar. dass ,·cmaglich eine . MehrhdLSabstimmung- übet diese Änderungen \'ereinban wird. auth 
wcnn dia nicht üblich ist. Bei Änderung des ~lIsch,fLS,"C"ng<":s/der Satzungen iSI gactl.lich eine einfiKhe, 
bzw. qua1ifizicne Mehrheit vorg($Chen, wobd diese xhwdle yc"r~l\lkh nicht hcrabl\acl1:1 \Wnlen unn 
(Erhöhunl\ der xhwdlc in S'lIndl.inlich immer zuli»igl. filr nihere Dmils siehe IkSf. SS 141 rr. HGB beir. 
dnet GmbH, BeSI. 55 18~ IT. IiGB bet r. einer AG und Ik\t. S5 1lOu HGII in Verbindung mit Ben. SS ta.. 0-. 
HGll bet r. cin~r V'CrcinNchten AG. 

111 Hierbei i~1 zu bc~cht~n. d~n das slowakh.chc Recht keine unwidcrruniche VollmllCht kennt. Di~ (ksle!lung 
eines Gw:Hscharters, der einen anderc:n GcJCllschafte!"f \'Oll im [inklang mit der NebcnV'C'll'inbarung vertrC'­
len würde, falls diner (venretene) GcJCIIJChancr leine lieh aus der Neben,"Creinbarung er!cbcnden I'flkhlcn 
\"Crklzcn würde (wie es in einigen fremden Rechtwrtlnungen typisch i~ ) .schütl t die Vcttragspanl'icn vor 
Vcnngsverlct~.ung orlmals nich t 3usrdchend. 
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entsprechen. Diese Interessen weichen üblicherwcise - wenn auch nur geringfügig - von den 
Interessen des Managements der Gesellschaft ab. 17 

18 Da Vorkommen der Nebenvereinbarungen hängt natürlich von wlterscbiedliclJen Gesichts­
ptmktell ab. Zuerst muSS die quamirarive Bedeutung der ver chiedenen Recht formen beachtet 
werden. In der Evidenz de Statistischen Amte ' der lowaki chen R publik bef.1nden sieh zum 
30.9.2021 insgesamt 244.69- ökonomi eh aktive Gesellschaften davon 238.007 GmbHs 5.381. 
AGs, 801 KGs, 295 vereinfachte AGs und 2U OHGs. Da GmbHs mehr als 97 % aller Gesellschaf­
ten ausmachen, ist davon auszugeben, dass die meisten Nebenvereinbarungen gerade bei dieser 
Rechtsform vorkommen.18 

19 Ferner ist zu beachten, dass sich die Gesellschafter großer AGs, deren Aktien an der Börse 
gehandelt werden, gegenseitig nur selten persönlich kennen und üblicherweise ihre Rechte 
entweder durch ihre Vertreter oder in Distanzform ausüben. Zudem sind die Aktionäre oftmals 
institutionalisiert wie Pensions- und Investmentfond und gar nicht bereit, durch verschiedene 
gesellschaftsrechtliche Nebenvereinbarungen bei der Ausübung ihre Rechte eingeschränkt zu 
sem. 

20 Eine gesonderte Regelung der Beziehungen zwischen den Gesellschaftern in kleineren Gesell­
schaften mit einer stabilen internen Struktur ist also wesentlich sinnvoller. Die Nebenvereinba­
rungen erscheinen also vor allem in den sog. geschlossenen Handelsgesellschaften, dh in Kapi­
talgesellschaften mit Merkmalen, die eher für Personengesellschaften typisch sind - regelmäßi­
ge Teilnahme der Gesellschafter an dem Management, geringere Anzahl der Gesellschafter, 
enge Beziehungen zwischen den Gesellschaftern (oftmals Familienbeziehungen), eingeschränk­
te Möglichkeiten der Anteilsabtretung usw. Hierbei handelt es sich oftmals um Mittel- und 
Kleinbetriebe im Sinne der Empfehlung der Kommission Nr.2003/36VEG, dh Unternehmen, 
die weniger als 250 Personen beschäftigen und entweder einen Jahresumsatz von höchstens 
50 Mio. EUR erzielen oder deren Jahresbilanzsumme sich auf höchstens 43 Mio. EUR beläuft. 
Praktisch gesehen erscheint die Gruppe der geschlossenen Handelsgesellschaften in diversen 
Formen repräsentiert - Einmanngesellschaften, kleine Familienbetriebe mit langer Historie 
oder frisch gegründete Start-ups aller Art.19 

111. Form 

21 Da der Gesellschaftsvertrag zum Teil auch für die außerhalb dieser Gesellschaft stehenden 
Drittpersonen bestimmt ist, gilt bei der Anfertigung dieser Schriftstücke der Formzwang. Im 
Anschluss daran bedürfen die Unterschriften auf dem Gesellschaftsvertrag immer notarieller 
Beglaubigung, bei AG und vereinfachter AG bedarf dieser der Form der notariellen Nieder­
schrift.20 

22 Da die Nebenvereinbarungen lange gesetzlich gar nicht geregelt waren, galt diesbezüglich der 
Grundsatz der Formfreiheit. Mit Wirkung ab 1.1.2017 bedürfen die Nebenvereinbarungen aller 

17 CUI/:b in Csach/Havel, Nebenvereinbarungen, S. 7-11. 
18 Die jewei ls aktuellen Angaben können elektronisch unter https:llslovak.statistics.sk/wps/portallextiDatabases 

abgerufen werden. 
19 lal/di! in Janac, Ausgewählte Typen der Nebenvereinbarungen, .176. 
20 Bei der BeglAubigung der Unterschrift bestätigt der Nornr lediglich. wcr in ~cin(;r Anw cnhcit die betroffene 

Urkunde unterzeichnet hat (für diese ZweCKe muss dem Notar ein Auswci o~cr ein Rci tpass vorgelegt 
werden), ohne sich zu dem Inhalt der Urkunde zu äußern. Oie not. rielle Niederschrift wird dagegen dirckf 
vom Notar im Sinne der Anweisungen der betroffenen Pc~on vorbereitet und nachträglich in Anwe cnhclt 
d~s Notar~ unterzeichnet . . Da bei dem Entwerfen der nororicllcn Niederschrift der Notar die gültig~n R~gdn 
(emschl. Interner Vorschriften der Notarkammer) beachten InUSS, haftel der Notar d3fUr, dass dIe Nleder- • 
schrift voll im Einklang mit dem geltenden Recht erstellt wurde. 
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v. Publizität 

Art Schriftform, in einigen Fällen wird sogar die nOiarielie Ikglaubigung der Unterschriften 
oder die Fonn der norariellen Niederschrift geforden.l1 

IV. laufzeit/Kündigung/Beendigung 

Die Lauf!.ci t eines Gesclhclurftsvertrages ist üblicherweise mit der Dauer der Existen1. der 23 
betroffenen Gesellschaft identisch. 
Bei Nebettvenilrbarmrgc" kann die Lauf!.eit grundsk!.lich ohne jegliche Einschrinkungen 24 
vereinbart werdcn. 

Nach der Abtretung des Gcschäfrsanteils an eine Driul}Crson besteht nicht immer Interesse 2S 
der res tl ichen Vertr.lgspancien an der Teilnahme des Abtretenden an der Nebcnvcreinbarung. 
Die automatische Beendigung der Wirksamkeit der Nebcnvercinbaru ng ggü. dem Abue(en· 
den nach Abtretung des Geschäftsantcils könnte also als erwünscht angesehen werden. Frag-
lich in das Schicksal der Nebenvereinbarung bei einer Rcchtsfom15ndcrung, b7.w. Vcrschmcl· 
zunglSpaltung einer Gesellschaft. Gru ndsiit:dich edöschcn die Bestimmungen der Neben"er­
cinbaru ng, die nach der Struktu ränderung gar nicht angewandt werden können, mit eben 
dieser Struktu rinderung (zß wegen Unmöglichkeit der Leistung). Eine detaillierte Absprache 
in allen Fällen in jedoch empfchlcns\'R!rt. U 

Ebenso sind die Auswirkungen eines (drohendenl Ko"kllrsveifahrcm l.U beachten. Vieles 26 
hängt davon ab, ob d ie Gesellschaft im Verfall wgleich eine Vertr~gspartei der Nebellverein· 
barung ist oder nicht. Ist d ie Gesellschaft keine Verrragspartci der Nebcnvereinbarung, ist 
die Nebcnvereinbanmg vom Konkursverfahren nicht di rekt berroffen,u es sei denn, dass dies 
~usdrücklich vertraglich vereinbart wurde. Isr die Gesellschaft im Verfall zugleich auch Ver­
lragsparrci der Ncbcnvercinbarung, wird der Insolvell7.vcnvalter meist ben.'Chtigt sein, diese 
Vcreinb~rung 1.U klmdigen, b1.W. anzufechten. Ungeachtct dessen werden die meistcn Forde· 
rungen der verbundenen Personen in Konkurs subordinierT.LI 

V. Publ izität 

Jede Gesellschaft .soll den Gesellscbaftsvertrag und jeweils dessen aktualisierte Fassung in die 27 
Urkundenummlung des Handelsregisters hinterlegen. Das gilt ebenso für Sarwngen, die auf· 
grund des Gcserl.CS angenommen wurden. Für die Vernachlässigung dieser pnicht kann das 
vcrtretungsbcrechtigte Organ der Gesellschaft mit einer Geldbu ße bis zu 3.310 EUR bestraft 
wenlen. Die in der Urkundensammlung hinterlegten Urkunden sind öffentlich wganglich. 
Die Nebellvereillbarrmgell unterliegen grundsär.dkh \'R!der ei ner vorläufigen Gerichl$pni fu ng, 28 
noch der Pu bli1.itätspAichr. Die Geheimhaltung der Nebenvercinbarung ist tror!.dem in ei ni· 
gen, gcscrt. lich vorgesehenen Fällen nicht zul3ssig: 

• Der Jahresbericht eilter AktieltgCJel4cbaft , deren Aktien :m der Börse gehandelt werden, 
muss auch die Angaben über evrl . Nebenvercinbarungen beinhalten (betrifft inslx.-sonderc 
Nebenvereinbarungen, die die Übertragbarkeit der Aktien cinschränken l.1J 

• Falls die Nebenvercinbarung zu einer Fusion fü hrt, die der Prüfu ng der WeUbcllic/'blbehörde 
unterliegt, müssen kartell rechd iche Einschränkungen beachtet werden (dies k~nn ggf. 7.\J 
einer zwingenden Offenlcgung der Nebcnvcrei nbarung führen). 

11 }IlIII{l inJanM, Ausgewählte Typen der Nd>Cn,'C,dnN,ungen. 5.56-57. 
22 CiIl,";n CsuhIHa~l, NeberlY~rcinbarur\gcn. s. 20-21. 
2J Dies gilt ungca,hl~1 der T:lIS3ehe, dJ" die Venl':llt'p~rlcicl1 der Ncbcnvcrcinbarung (cvtl. mil Drlllpc rsonen, 

zB mit der finanzierenden Bank) hÖ\::h)lwahm:heinlich vcl1Chiedena'liJl,e Verharldlungcr\ !uhren werden. um 
die pOIcnziclkn Schielen zu mindern. 

2-4 CiIleb in Csachl1ia~~ Ncbenw:reinbuungcn, S. 2+-25. 
15 1k$1. S lOdcs GcscIU$ Nr. 43Il2002 über R«hnungsWCKn. 
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§ 24 Slowakei 

• Verträge, in denen der Staat oder eine Behörde Vertrags partei sind, können erSt nach 
deren Veröffentlichung in dem dazu bestimmten RegisTer wirk~am werden. ies betrifft 
insbesondere Verträge außerhalb des üblichen Geschäftsverkehrs aufgrunci derer über cin 
Gemeingut verfügt wird oder solches Gemeingut aufgegeben wird. Wül'den al 'o an einer 
Nebenvereinbarung der Staat oder eine Staarsbehörde al. Vertrag partei tei lnehmen, kann 
die Veröffentlichung der Nebenvereinbarung erforderlich 'ein. 

• Vor der Eintragung des wirtschaftlich Berechtigten einer Gesell chaft in Transparenzrcgisrcr 
(was in zahlreichen Fällen verpflichtend ist) muss offengelegt werden, ob irgendwcl he 
Nebenvereinbarungen vorliegen. Die Angabe, wer nach Berücksichtigung sämtlicher Neben­
vereinbarungen der Endbegünstigter der Gesell 'chaft (ein chI. kur/.er Zu ammenfas llng der 
relevanten Tatsachen) wird ebenso in diesem Regi ter verÖffenclicht. 

• Bei einigen Nebenvereinbarungen (Drag-along-Recht und Tag-along-Rechtl kann zwischen 
den Vertrag. parteien deren Wirkung ergo. omrlcs vereinban werden. Die VOrau setzung dafür 
ist die Eintragung der Nebenvereinbarllng in ein chlägige Rcgi ter, wodurch natürlih die 
Neb nvereinbarung offengelegr wird. 

29 Der Grundsatz der Geheimhaltung wird ansonsten nur dann durchbrochen, wenn dies zwecks 
Schutzes des öffentlichen Interesses erforderlich ist.26 

VI. WirkungenjVerhältnis zum Gesellschaftsvertrag 

30 Der Unterschied zwischen dem Gesellschaftsvertag und den Nebenvereinbarungen ist oftmals 
reill fOl'mell. Dies hängt dami t zusammen, dass ein G· ellschaftsvertrag Bestimmungen be­
inhalten kann, die eher für eine Nebenvereinbarung typi eh sind und umgekehrt.27 

31 In der Praxis bleibt jedoch offen, inwiefern die allgemeinen Schutzinstitute auf die Neben­
vereinbarungen anwendbar sind. Die Bestimmung des § 56a HGB beispielsweise verbietet aus­
drücklich den Missbrauch der Rechte eines Gesellschafters (einschl. der Rechte der Mehrheit, 
bzw. Minderheit der Gesellschafter) und die Benachteiligung eines Gesellschafters. Des Weite­
ren beinhaltet das HGB weitere Bestimmungen dieser Art, zB: 

• die GeschäftsführerNorstandsmitglieder dürfen bei der Ausübung ihrer Befugnisse ihre In­
teressen, die Interessen nur bestimmter Gesellschafter oder die Interessen Dritter nicht über 
die Interessen der Gesellschaft stellen,28 oder 

• die satzungsmäßige Beschränkung der Stimmrechtsausübung muss für alle Aktionäre glei­
chermaßen gelten.29 

32 Dadurch wird der Rechtsschutz der Investoren auf der allgemeinsten Ebene (Grundsatz der 
Aktionärstreue) sichergestellt. Jeder Gesellschafter, bzw. jede Gesellschaftergruppe (Mehrheits­
und Minderheitsgesellschafterl soll also die Interessen anderer Gesellschafter bei der Ausübung 
ihrer Rechte berücksichtigen.30 

26 jallat in]ana/', Ausgewählte Typen der Nebenvereinbarungen, S. 67 -68. 
27 Csach in Csach/Havel, Nebenvereinbarungen, 5.12. 
28 Best. §135aAbs.1 betr. einen GmbH und Best. § 194 Abs.5 betr. einer AG und vereinfachten AG. 
29 Best. § 180 Abs.l, bezieht sich auf die AG und vereinfachte AG. 
30 Uneinigkeiten zwischen Mehrheit und Minderheit entstehen beispielsweise dann, wenn der Mehrheitsgesell­

schafter ein gutes Interesse an der Gesellschaft verfolgt und der Minderheitsgesellschafter nur auf die sofortige 
Wertstcigerung dessen Anteils, um kurzfristig mögli Im hohen Gewinnanreil zU erzielen (unabhänj\i.g. ~on 
der Hing ' rfri Ligen Perspektive der Unternehmen cntwi klung). Ein Rech l$missbrauch durch eine qU3hfl~ler. 
ce Minderheit kann ~u h dadurch erfolgen, da5~ die Annahme bestimmter fLir die csellschnft wlchlJgcr 
Ik chlüsse von dem Minderhcitsgcsellschnfter böswillig verhindert wird odcr fillls solche Besch lüsse böswil· 
lig von dem Mhulcrhcitsge dlschnftcr angefochten werden. Des Weiteren wäre der Re hrsmissbrnuch zu 
bejahen, wenn ein Gesell chnftcr mehrere Nebenvere inbarungen mit ähnlichem Inhalt (~B über die: limm b­
gaben in der Generalversammlung) abschließen würde und immer ad hoc entscheiden würde, welche von den 
Nebenvereinbarungen er einhält und welche verletzt (vgl. auch Csach in Csach/Havel, Nebenvereinbarun gen, 
5.193). 
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VII. Mögliche Inhalte 

Die Grenze zwischen der Rechtsausübung und dem Rechtsmissbrauch ist nur selten klar, 33 
deswegen können einige Nebenvereinbarungen als rechtswidrig betrachtet werden. Da der 
Grundsatz der Vertragsfreiheit zu beachten ist, sollten die Nebenvereinbarungen nur in Ex­
tremfallen für nichtig, bzw. rechtswidrig erklärt werden.3! Die Rechtswidrigkeit ist dann zu 
bejahen, falls diese die grundlegenden Regeln des Gesellschaftsrechts verletzt (zB falls im Sinne 
der Nebenvereinbarung der Gesellschafter berechtigt wäre, mehrere Anteile an einer GmbH zu 
erwerben).32 

Des Weiteren können zwischen dem Gesellschaftsvertrag und der Nebenvereinbarung direkte 34 
Widersprüche bestehen. Diese führen weder zur Nichtigkeit der Nebenvereinbarung, noch zur 
Nichtigkeit des Gesellschaftsvertrages. In gewissen Fällen kann dies sogar beabsichtigt sein -
wenn eine bestimmte Frage nur unten einigen Gesellschaftern abweichend geregelt werden 
soll (typischerweise bei einem Konkurrenzverbot) oder wenn die Regelung einiger Fragen im 
Gesellschaftsvertrag gesetzlich ausgeschlossen ist (zB die Übertragbarkeit der Namensaktien 
kann im Gesellschaftsvertrag nicht ausgeschlossen werden, im Rahmen einer besonderen Ne­
benvereinbarung könnte dies in gewissen Umständen zulässig sein).33 

Eine Nebenvereinbarung kann jedoch den Gesellschaftsvertrag indirekt ändern, falls die ge- 35 
setzlieh vorgesehenen Mindestvoraussetzungen erfüllt sind.34 Somit kann der Gesellschaftsver-
trag entweder für alle künftigen Fälle oder ad hoc geändert werden. Es bleibt umstritten, ob 
eine ad hoc Änderung des Gesellschaftsvertrages die sämtlichen gesetzlichen Anforderungen er­
füllen muss. Die Rechtsprechung neigt jedoch derzeit scheinbar zu einer rigiden Auslegung.35 

Falls die Gesellschafter in einer Hauptversammlung die Stimmen im Widerspruch mit der Ne- 36 
benvereinbarung abgeben, bewirkt dies nicht die Nichtigkeit des einschlägigen Beschlusses der 
Hauptversammlung. Der Vertragspartei, deren Rechte verletzt wurden, stehen die allgemeinen 
Maßnahmen zur Absicherung und Durchsetzung der Nebenvereinbarung zur Verfügung.36 

Die potenziellen Ansprüche, die sich aus der Verletzung der Nebenvereinbarung ergeben, müs- 37 
sen in jedem Fall gesondert beurteilt werden. Es ist nicht auszuschließen, dass die Ahndung für 
solche Verletzung in einigen Fällen nicht gerecht wäre,3? im Endeffekt wäre die Nebenvereinba­
rung al 0 unvoll treckbar. Es i t sogar denkbar, dass nach Ab chluss der Verrragsvcreinbarung 
deren, inn durch eine wesentli hc Änderung der Um rande vereitelt wird. In dcm Fa llc könme 
die betroffene Vertragspartei von der Nebenvereinbarung gemäß § 356 HGB sogar zurücktre­
ten.38 

VII. Mögliche Inhalte 

Das HGB stellt zwar ausdrücklich fest, dass zwischen den Gesellschaftern besondere Abspra- 38 
ehen über deren gegenseitigen Rechte und Pflichten abgeschlossen werden müssen, setzt 
jedoch zugleich voraus, dass auch Nebenvereinbarungen mit einem anderen Inhalt zulässig 
sind. Typisch sind insbesondere Absprachen betr.: 

31 CWc/1 in Csnch/Havcl, Ncbcnycrcinbarungen, 5.14-15 in Zusammenhang mit Kommcnmr zur Best. §S6n 
~IGß in Durim in Kommcntnr HGn und mit Kommentar zur Best. §39 des Gese17.cs Nr. 40/1964 Slg Bürgerli. 
ches cSCl7.buch (nnchfolgend nur "13GB") in C)vlrjdJin Kommentar BGB. 

32 jmuf{ in Jannc, Ausgewählte ")open der NcbcnvcrcinhnrulIgcn, 5.77. 
33 C$(/c!J in CS3chfl-lnvcl, Nebl'nvcrcinhafungcn, S.26. 
34 Dh insbesondere die Zustimmung aller Gesellschafter. 
35 Csach in Csach/Havel, Nebenvereinbarungen, S. 27-28. 
36 Csach in Csach/Havel, Nebenvereinbarungen, 5.29-30. 
37 Grunds:ir1:lich kann in einer Nebcnvercinbarung vercinbart werden, da .. ein G~cllschartcr ni ht bcre 11Iigc 

isr, in der Abstimmung ilbcr Andl'flIn/l des csclischnrt.<Vertfn!lcs seine timme dafür oder (Ingegen abzu­
geben. Es kann jedoch pllSSicrcJl , da5 die e Ab dmmllng nur nneh Abgabe der timmc des betroffenen 

cscl lschafters gültig und wirk 3m wird. (dh (.,11 die betroffene Ncbcnvcrcinbmmg verletzt wird ). 
38 jal/tIl in J:mni', Ausgewiihlte Typen der Ncbcllvercinbarungen, S. 75-77. 
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11 detaillierte Präzisierung der Anteile/Aktien (über die Vereinbarung hinaus, die im Gesell_ 
schaftsvertrag oder Satzungen enthalten ist), 

• Einführung bestimmter spezifischer Rechte und Pflichte für einige Gesellschafter, 
• Stimmabgabe in der Generalversammlung, 
• Bestellung der Mitglieder in die Organe der Gesellschaft, 
• Gewinnteilung oder Teilung anderer Leistungen, 
• Finanzierung der Gesellschaft, 
• Beendigung der Teilnahme eines Gesellschafters an der Gesellschaft (Exitstrategien), 
11 Lösung des Deadlocks, 
11 Schutz der Minderheitsaktionäre, 
• Streitschlichtung (gütliche Streitbeilegung, Mediation, Schiedsvereinbarungen) . .l9 

39 Die oben genannten Absprachen wurden für den ßereich des Gesell chaftsrechres nicht geson­
dert kodifiziert. Deren Zu läs igkeit ergibt 'ich au dem Grund. ar/. der Vertrag.~frcihe ir im 
bürgerlichen Recht und den Gnmdziigefl des Sclm/drechtes:'o In di 'em Anikel ind einige 
Details bzgl. deI' wichtigsten Nebenvereinbarungen w find en:ll 

1. Nebenvereinbarungen über die Stimmabgabe in der Hauptversammlung 

40 Im Sinne de HGB sind be timmre Vereinbarungen über die Stimmabgabe in der Hauptver­
ammlung einer AG verboteu. E' handelt sich um Vereinbarungen, durch die sich ein Aktionär 

gegenüber der Gesell chaft oder einem i.hrer Organe verpflichtet, 

• bei der Stimmabgabe die Weisungen der Gesellschaft oder eines ihrer Organe zur Stimmab­
gabe befolgen, 

• für Vorschläge der Organe der Gesellschaft stimmen, oder 
• das Stimmrecht auf eine bestimmte Art und Weise ausüben oder das Stimmrecht als Gegen­

leistung für die der Gesellschaft gewährte Leistung verweigern. 

41 Nebenvereinbarungen dieser Art, die unter den Gesellschaftern abgeschlossen werden, sind 
also zuliissig. Es kann eine allgemeine Regel vereinban werden, die bei jeder Hauptversamm­
lung anzuwenden ist oder eine ad hoc Vereinbarung, die sich nur mit einer einzigen, vorher 
bestimmten Stimmabgabe befassen wird. 

42 Die Gültigkeit der Vereinbarungen, in denen sich der Gesellschafter verpflichtet, bei Stimmab­
gabe die Weisungen einer Drittperson zu befolgen, ist umstritten. Nach einigen Ansichten 
kann dies jedoch nicht apriori ausgeschlossen werden. Die Nichtigkeit einer Vereinbarung, 
aufgrund derer der Gesellschafter für die Befolgung der Weisungen (von einem anderen Gesell­
schafter oder einer Drittperson) belohnt wäre, wäre wahrscheinlich wegen deren Sittenwidrig­
keit zu bejahen. Dabei würde es sich nämlich um eine unerlaubte und geheime Abtretung der 
Rechte aus Beteiligung in der Gesellschaft handeln.42 

2. Nebenvereinbarungen über die Bestellung der Mitglieder in die Organe der Gesellschaft 

43 Nebenvereinbarungen dieser Art bestimmen regelmäßig die allgemein geltende Art lind Welse 
der Organbesetzung (insbes. welcher Gesellschafter berechtigt ist, die Mitglieder der Organe, 
bzw. deren Teil zu bestimmen). Das künftige Organmitglied wird in solcher Nebenvereinba­
rung nicht vorab bestimmt. In dem Falle würde es sich eher über eine Nebenvereinbarung 
über die Stimmabgabe handeln. Dem Organmitglied, das aufgrund einer solcher Nebenverein­
barung bestellt wurde, stehen die gleichen Pflichten und Rechte zu, als ob es keine Nebenver-

39 Qnel, in Csa h/Havcl, Ncot:nvcreinbnrungcn, .31-34. 
40 JI1I/(f{ in jnnde, Ausgewählte '[ypen der Ncbcnve.rcinbnrungen, S, 81. 
41 Qnell in Csach/H~vcl, Nebolll'crcinbarungCIl, . 31- 34. 
42 CsoclJ in ach/Haver, Ncbcllvcrcinbarungcn .34- J7. 
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einbarung gäbe. Das bedeutet unter anderem, dass (i) das betroffene Organmitglied insbeson­
dere die Interessen der Gesellschaft beachten muss (die Interessen des Gesellschafters, der ihn 
nominiert hat, dürfen nicht bevorzugt werden) und (ii) die Haftung des Organmitglieds ggü. 
der Gesellschaft und deren Gläubiger unverändert bleibt.43 

Des Weiteren ist zu beachten, dass eine Absprache darüber, dass die Nebenvereinbarung nur 44 
bis zu einer Anderung der Anteilsverhältnisse gilt, grundsätzlich zulässig ist.44 

3. Nebenvereinbarungen über Gewinnteilung oder Teilung anderer Leistungen 

Hierbei handelt es sich üblicherweise um besondere Absprachen über Verteilung des Gewinns, 4S 
des Ausgleichsanteils oder des Liquidationserlöses. Diese Vereinbarungen sind natürlich nur 
dann voll effektiv, wenn alle Gesellschafter daran teilnehmen. Zu beachten ist, dass einige 
gesetzliche Bestimmungen vertraglich nicht abbedungen werden können. Es handelt sich vor 
allem um Bestimmungen, die die Gesellschaft, bzw. deren Gläubiger schützen, dh das allgemei-
ne Verbot der Rückerstattung der Einlage und unterschiedliche Einschränkungen der Gewinn­
ausschüttung (anwendbar insbesondere bei finanziellen Schwierigkeiten der Gesellschaft).45 

4. Nebenvereinbarungen über die Finanzierung der Gesellschaft 

Dieses Paket der Nebenvereinbarungen fasst unterschiedliche Absprachen zusammen - von 46 
einer einfachen Vereinbarung über die Stammkapitalerhöhung, bzw. einem einfachen Kredit­
vertrag bis zu komplexen Vereinbarungen über Investitionen in die geplanten Projekte der 
Gesellschaft. Die geleisteten Mittel können grundsätzlich aus dem Eigenkapital der Gesellschaf-
ter stammen oder von einer Drittperson (zB einer Bank) gewährt werden. Rechtlich gesehen 
kann es sich um einen Vorvertrag, einen Vertrag mit aufschiebender/auflösender Bedingung 
oder einen Vertrag zugunsten Dritter handeln.46 

5. Nebenvereinbarungen über die Exitstrategien 

Hierbei handelt es sich um Vereinbarungen, die die Abtretung des Geschäftsanteils einschrän- 47 
ken oder bestimmte Regeln für die künftige Abtretung schaffen, dh insbesondere Vorkaufs­
rechte und Call- und Put-Optionen aller Art (Drag-along-Recht, Tag-along-Recht, Piggy-back­
Recht usw). Bei Aktiengesellschaften ist darüber hinaus eine Art Umwandlung47 denkbar.48 

Falls diese Nebenvereinbarungen lediglich in einem privatschriftlichen Vertrag enthalten sind, 48 
handelt es sich um rein schuldrechtliche Verpflichtungen. Die Verletzung solcher Bestimmun-
gen führt die vorgesehenen Vertrags folgen (Haftung des Verletzers, Pflicht zur Zahlung der 
Vertragsstrafe oder des Schadenersatzes usw) hervor. Dies kann jedoch üblicherweise nicht 
die Rechte des Dritten betreffen. Das bedeutet unter anderem, dass die Abtretung auch dann 
wirksam wird, wenn der abtretende Gesellschafter eine vorherige Absprache verletzt hat. 

Falls die zusätzlichen Bedingungen für die Abtretung der Beteiligung im Gesellschaftsver- 49 
trag/in den Satzungen enthalten sind, werden diese regelmäßig zur W;l'ksamkeitsvorausset­
zung. Bei Nicht-Einhaltung der Bedingung könnte also der Geschädigte direkt ggü. dem 
vermeintlich Abtretenden oder vermeintlichen Erwerber des Anteils vorgehen.49 

43 Csach in Csacn/Havel, Nebenvereinbarungen, 5.37-38. 
44 Csach in CsachJHavel, Nebenvereinbarungen, 5.169. 
45 Csach in CsachJHavel, Nebenvereinbarungen, S. 38-39. 
46 Csach in CsachJHavel, Nebenvereinbarungen, 5.39-40. 
47 Von einer l'rivm-A • auf eine öffent liche AG und urng<'kchrl; Zulassung von Aktien 1..urn Handel an einern 

gcr(gelten Mnrh oder Beendigung solchen H~.ndel kann ebcnso irn Ruhmen der Umwandlung vorkommen. 
48 }lIIufl in JanM, i\l~~gcwii hl[c Typcn der cbcnvcrc inbarungen, 5.53-54. 
49 Csach in Csach/Havel, Nebenvereinbarungen, S. 43. 
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a) Tag-along-Recht 

50 Aufgrund des Tag-along-Rechr kaJln der berechtigte Gesellschafter seinen Anteil gleichzeitig 
mir eiern Aneeil eine anderen (verpfl ichteten) Gesell chaftcrs an einen Dritten abtreten. Der 
Verpflichtete mu s den Dccechtigren natürlich über die potenzielle Abtretung und deren Bedin­
gungen vorab informieren und ich r tellen, dass der DritEe die Anteile heider G~ ell 'chaner 
übernimmt. 

51 Das Tag-along-Recht wird oftmals mit einer Put-Option oder einer Right-ro-scll-Vereinbarung 
ergänzt, aufgrund deren der Verpflichtete den Anteil von dem ßerechtigten annehmen mu s 
falls das Tag-along-Recht verletzt wurde und der Berechtigte die Anwendung der Put-Option 
bzw. der Right-To-Sell-Vereinbarung fordert. Die Bedingungen der "zwingenden" ATlteilsan­
nahme können von den Y, rrmgsparteien grundsoklli h frei vereinbarr werden. Dadurch wird 
die Durchsetzbarkeit des Tag-along-R "chtes dramatisch erhöht - die Einhaltung der B tim­
mungen aus dem Tag-along-Recht ist dann üblicherweise auch im Interesse cl • Verpflichteten 
weil er sonst defocto gezwungen wäre, an der Gesellschaft weiterhin teilzunehmen (obwohl er 
ursprünglich die Gesellschaft verlassen wollte). 

52 Das Tag-along-Recht dient häufig dem Schurz einer spezifischen Investition (Geldeinlage, 
unterschiedliche Dienstleistungen, Know-how usw) de Minderheitsaktionäl's. Sonst könnte 
der Minclerheitsanteil seinen Wert vollkommen verlieren - der Anteil der dem Kontrollpaket 
enrspricht könnre zu günstigen Bedingungen- an' eine Drittperson ~bgetrcten werden' der neue 
Gesellschafter würde jedoch onmal ' kaum Interesse haben, den Minderheitsanteil zu erwerben 
und wenn, dann nur zu einem extrem ungünstigen Preis.5o 

S3 Das Tag-along-Recht wird oft als schuldrechtliche Nebenvereinbarung abgeschlossen. Das HGB 
lii sc jedoch die Ei1ltragung des T.1g-along-Rechts in ein öffentliches Register zu, falls die 
gesetzlichen Bestimmungen erfü llt sind und zwar: 

11 Tag-along-Recht ist bzgL Aktien einer vereinfachten AG vereinbart wurde, 
11 die Vereinbarung wurde in der Form der notariellen Urkunde abgeschlossen, und 
• die Bedingungen der Ausübung des Rechtes (Mindest- und Höchstzahl der abgetretenen 

Aktien, Frist zur Ausübung des Rechtes usw) wurden ausreichend detailliert vereinbart. 

54 Falls das eingetragene Tag-along-Recht verletzt wurde, stehen dem Berechtigten folgende 
Rechtsbehelfe zu: 

(a) der Berechtigte kann vom "el/ell Gesellschafter die Annahme der Anteile des Berechtigten 
zu denselben Bedingungen fordern, dh zu den Bedingungen, untcr denen der neue Gesell­
chaftcr seine Anteile vom Verpflichteten erworben hat, 

(b) der Berechtigte kann vom Verpflichteten die Annahme der Anteile des Berechtigten zu 
denselben Bedingungen fordern, zu denen der Verpflichtete seine Anteile an den neuen 
Gesellschafter abgetreten hat, 

(c) die Rechte aus dem Tag-along-Recht bleiben ggü. dem neuen Gesellschafter erhalten, falls 
die Rechtsbehelfe nach (a) und (b) nicht ausgeübt werden. 

5S Das Registrierte Tag-along-Recht erlischt, falls: 

11 die betroffenen Aktien erloschen sind, 
.. die vereinbarte Frist abläuft, 
111 der Berechtigte darauf verzichtet, 
111 dies von den Vertrags parteien vereinbart wurde, 
I!I die Gesellschaft ihre Rechtsform ändert, 

50 ja/ltic in Janac, Ausgewählte Typen der Nebenvereinbarungen, S. 101-103. 
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VII. Mögliche Inhalte 

• die Gesellschaft mit einer anderen Gesellschaft verschmolzen ist (es sei denn, der Rechts-
nachfolger ist eine vereinfachte AG), 

• die Aktien in Konkurs oder in Zwangsvollstreckung übertagen wurden usw 

Das registrierte Tag-along-Recht kann nur zusammen mit den betroffenen Aktien übertragen S6 
werden.51 

b) Drag-along-Recht 

Aufgrund des Drag-along-Rechtes kann der Berechtigte (üblicherweise ein Mehrheitsgesell- 57 
schafter) den Verpflichteten (üblicherweise einen Minderheitsgesellschafter) zwingen, den An-
teil des Minderheitsgesellschafters zusammen mit dem Anteil des Mehrheitsgesellschafters an 
einen Dritten abzutreten. 

Das Drag-along-Recht bildet oftmals die Grundlage der Exitstrategien von Finanzinvestoren. 58 
Praktische Erfahrungen zeigen nämlich, dass einige Finanzinvestoren sonst kaum fihig wären, 
ihren Anteil an einer Gesellschaft an einen Dritten ohne eine wesentliche Preisminderung 
abzutreten. Dies liegt daran, dass einige Interessenten nur dann bereit sind, einen Anteil an der 
Gesellschaft anzunehmen, falls ihren gleich der 100 %-Anteil angeboten wird. Dadurch werden 
potenzielle Spekulationen des Minderheitsgesellschafters zur Erreichung eines überhöhten 
Kaufpreises, verhindert. Das Drag-along-Recht kann als auch gegenseitiges Recht (dh beide 
Gesellschafter sind zugleich verpflichtet und berechtigt) vereinbart werden. 

Typischerweise müssen von den Vertragsparteien zahlreiche Details vertraglich vereinbart wer- 59 
den, insbesondere: 

• Die Art und Weise der Festlegung des Preises für die Anteile, zB Bewertungsmethoden, 
die den Wert der betroffenen Gesellschaft mit anderen Referenzgesellschaften vergleichen, 
Bewertungsmethoden die den Wert der Gesellschaft als solcher bewerten (von denen die 
EBITDA-Bewertungsmethode eine der meist-benutzen ist) oder deren Kombination, der 
Wert kann von einer Drittperson bestimmt werden usw, und 

• Nichtanwendbarkeit des Drag-along-Rechtes auf bestimmte Transaktionen. 

Die Nichtanwendbarkeit des Drag-along-Rechtes auf bestimmte Transaktionen hat grunds ätz- 60 
lieh zwei Ebenen. 

Der Minderheitsgesellschafter sollte nicht gezwungen werden, seinen Anteil an ein verbunde- 61 
nes Unternehmen des Mehrheitsgesellschafters abzutreten, weil es dadurch zu einem de-Jacto 
Squeeze-Out kommen könnte, insbesondere wenn der neue Gesellschafter mit dem ursprüngli­
chen, aus dem Drag-along-Recht berechtigten, Gesellschafter so eng verbunden wäre, dass die-
ser (ursprüngliche) Gesellschafter die betroffene Gesellschaft sodann de facto voll beherrschen 
würde. Es kann jedoch nicht ausgeschlossen werden, dass in einigen Fällen die Abtretung des 
vollen Anteils an ein verbundenes Unternehmen für den Minderheitsaktionär akzeptabel wäre. 
Ungeachtet dessen könnte in einigen Fällen die betroffene Transaktion (zB wenn der neue Ge­
sellschafter eine neu gegründete Ein-Zweck-Tochtergesellschaft des ursprünglichen Mehrheits­
gesellschafters wäre) wegen Rechtsumgehung und Sittenwidrigkeit für nichtig erklärt werden. 

Des Weiteren können einige Transaktionen als sog. "erlaubte Transaktionen" bezeichnet wer- 62 
den. Bei diesen wird oftmals vorab offengelegt, dass es sich um eine rein formelle Abtretung 
handelt, wobei es im Endeffekt zu keiner Änderung in der Struktur der Gesellschafter kommt 
(zB wenn die Anteile im Rahmen eines Konzerns zwecks einer Restrukturierung abgetreten 
werden oder wenn die Anteile an andere (jüngere) Familienmitglieder abgetreten werden, 
damit die älteren Familienmitglieder pensioniert werden können). Selbstverständlich sollte 

51 Siehe Best. § 220w und § 220x HGB. 
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auch in diesem Falle detailliert vereinbart werden, welche Abtretungen als erlaubt bezeichnet 
werden.52 

63 Da Drag-along-Recht wird oft als schuldrechtlich Nebenvcreinbarung abgeschlossen. Das 
HGB liisst jedoch die Eilltragtmg des Drag-along-Rechts in ein öffentliches Rcgi ccr zu, falls die 
gesenlichen ßestinullungen erfü llt sind, und zwar: 

11 Das Drag-along-R cht wurde bzgl. Aktien einer vereinfachten AG vereinbart, 
11 die Ver illbarung wurde in der Form der notariellen Urkunde abgeschlossen, und 
11 die Bedingungen der Ausübung des Rechtes (Mindest- und Höch nahl der abgetrctenen 

Aktien, Frist zur Ausübung dc.~ Rechtes osw) wurdcn au reichend detailli rt vereinbar,c. 

64 Falls das eingetragene Drag-along-Recht verletzt wurde i t der Dricre (dh der neue Aktionär} 
berechtigt, vom Verpflichteren die Abtretung der Anteile de ' Verpflichteten zu den verein­
barten Bedingungen zu fordern. Falls dieser Rechtsbebelf nicht ausgeübt wird, bleiben dem 
Dritten die Rechte aus dem Drag-along-Recht ggü. dem Verpflichteten erhalten. 

65 Das Registrierte Drag-along-Recht erlischt, falls: 

11 die betroffenen Aktien erloschen sind, 
11 die vereinbarte Frist abläuft, 
11 der Berechtigte darauf verzichtet, 
11 dies von den Vertrags parteien vereinbart wurde, 
111 die Gesellschaft ihre Rechtsform ändert, 
11 die Gesellschaft mit einer anderen Gesellschaft verschmolzen wird (es sei denn, der Rechts­

nachfolger ist eine vereinfachte AG), 
11 die Aktien in Konkurs oder in Zwangsvollstreckung übertagen wurden usw 

66 Das registrierte Drag-along-Recht kann nur zusammen mit den betroffenen Aktien übertragen 
werden.53 

67 Ungeachtct des, cn, ob ein Drag-along-Rccht regi ·triert i t oder ni ht, bleibt umsrrütcn ob 
die I1tldJträg/iche EilIfiilmmg des Drag-along-Rechtes in den Gesell chaftsvertrag oder in die 

atzung von allen Gesel l chafi:ern zu bewilligen ist oder ob eine (qualifizierte) Mehrheit für 
diese Zwecke ausreichend ist. Nach herrschender Meinung sollte dies von allen Gesellschaftern 
bewilligt werden.54 

6. Nebenvereinbarungen über Lösung des Deadlocks 

68 Als Deadlock wird üblicherweise eine Situation der langfristigen Blockade bezeichnet, in 
der die Ge eil chafter niclu in der Lage sind, ein Streiti keit einvernehmlich zu lösen und 
zugleich keiner Gcse.llschafter über genügend . rimmen verfügt, um eine Lö 'ung des Problems 
gegen den Willen der restlichcn Gesellschafter durchsetzen zu könn n. Typi ch gesdlieht di , 
wenn an der Gesellschaft zwei Gesellschafter jcweils mit SO % der timmen bete iligt ind.5.S 

69 Da Shoot-out-Recht bcrechtigt einen Gesellschafter, dem anderen Gesellschafter den Ankauf 
sei nes AmeiJs für einen bestimmten Kaufpreis vort.uschlagen, wobei der zweite Gescllschafter 
enrscheidcn kann, ob er das Angebot annimmr oder w denselben B dingungen den Anteil des 
ursprünglichen Offer nten erwirbt. Der wichtigste Zweck des Shoor-out-Re hr . ist die Lösung 
des Deadlocks. Eine Abrede darüber, dass die Ausübung d ie Rechtes durch andere Ereignisse 
(zB Kontrollwechsel in der Struktur eines Gesells hafters, Verlet7.ung der Gesell 'ch:lftcrpflich­
ten oder Versagung eines Projekte) ausgelö t wird ist jedoch nicht au gehlossen. Grundsätz­
lich werden folgende Varianten des Shoor-Out Rechtes unterschieden: 

52 ,iche Ik5t. § 2101V unel § 220x /-IGB. 
53 iche ß ' (. § 220w und § 220y H B. 
54 jnniG in Jana(, Ausgewäh lte T)'pen der Nebenvereinbarungen, S. 132-133. 
55 jm/(fl in Juna" AusgelVn hlre Typen der Nebenvereinbarungen, S. 55. 
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VIII. Absicherung und Ourchsetzung 

• Russisches Roulette: Es handelt sich um die oben beschriebene Variante; die Parteien 
rauschen nur e ine Runde der Angebote aus. 

• Texas Shoot-Out: Ein GescJ Isch3ftcr bietet dem anderen dcn Ankau f des Anteils für einen 
bestimmten Preis an, wobei der zweite Gesellschafter cmschciden kann, ob cr das AngebOt 
;annimmt oder zu einem höheren Preis den Anteil des ursprünglichen afferenten erwirbt. 

• Umgedrehtes Texas 5hool-Ou[: Ein Gcscllsdmftcr bietet dem anderen den Verkauf des 
Anteils fiir einen bestimmten Preis an, wobei der zweite Gesellschafter entscheiden kann, ob 
CI' das Angebot :lnnimmt oder zu einem niedrigeren Preis den Ameil an den ursprünglichen 
afferenten verkauft. 

• Ml!Xikanisches 511001-0UI: Die Angebote weruen glcicl17.citig gemacht und in verschlossene 
Umschäge gegeben. Die Umschläge werden gleich1.citig (oftmals von einem Drimen, ~.ß 
vom Notar) geöffnet. Der Gesellschafter, der für den Anteil den höheren Preis angeboten 
hat, ist berechtigt, den Anteil des 1.weiren Gesellschafters zu erwerben. 

• Abschreckende (deterrence) Variante: Vorab wird ei n Preisrabalt oder eine Prämie verein­
barr. Oei Ausübung des Shoor,oul· l{cdnes wird zuerst der angemessene K;lUfllrcis bestimmt 
(die Art und Weise sollte vomb I'on den beHoffcnen Parteien vereinb.1ff werden). Der ange­
messene Kaufpre is dient als Grundlage für Ikrechnung des Kaufpreises für den abgetretenen 
Anteil - der Gesellschafter, der die Ausübung d~ Shoot·out·Reducs hervorruft. ist verpflich­
tet, den Ameil des zweiten Gesellschafters rur den angelllCSsenen Preis erhöht um die Priimic 
zu e rwerben oder dem zweiten Gesellschafter scinen Ameil minus Preisrnbatt abZUIreten.56 

Die Ausübung des ShOOl·OUl·Recllles ist als ein R;slkogeJChäft anzusehen, weil keine r der 70 
Gesellschafter weiß, wann sich der 1.weitc Gesellschafter rur dessen Ausiibung entsche i(lct 
und ob dieser den Envcrb oder den Verkauf des Ameils bevormgt. Falls zwischen den Gesel l· 
schaftern große Unterschiedc bestehen (1.ß fall s einer der Gesellschaftcr über wesentlich mehr 
Informationen bzgl. der Gesellschaft, freie Finanmliuc1 oder Führungskrifte verfügd. kö nnte 
die Gclrendmachung des ShoOl-our·Rechrcs SOg:l r als sittenwidrig und d tlwcgcn als nichtig 
angesehen werden. Da d iesbezüglich keine ausd rückliche gcserzliche Regel bestehen. rolltcn 
die Bedingungen des Shoot-out·Rechtt'S immer detail lie rt vcrtr:tg lich geregelt werden. 

Falls der Verpflichtete seine Verpnichtung aus dem Shoot-our-Rechr niellt e rfüllt, kann der 71 
ßcrechtigrcgcricf1tlicb den Ersarf. seiner Willenserkl iirung fo rdern. 

Das HGB läss t d:u Shoor·our·Rechr (in de r Variante des russischen Roulettes) Ictliglich bei 72 
de r vereinfachten AG ollsdriickHch zu. Da die Verwendung der Nebenvcreinbarung bei den 
restl ichen Gesellschaftsformen nicht ausgeschlos5ell ist, kann dieses Rechtsinstitu t grundsätl.-
lieh immer - falls von Gesellschaftern gewünscht - venvcndcr werdenF Ebenso lcann ei ne 
abweichende Variante des Shom-ollt·Rcchrcs vereinbart werden. Das HGß sieht allerdings bei 
dem Shoot·out·Rechr die Möglichkeiteille Eintragung in ei n Register nicht vor.lI 

VIII. Abskherung und Durchsetzung 

1. Allgemeines 

Das HGß sicht keine besonderen Maßnahmen zur Absicherung und Durchsctzu ng der Neben· 73 
vereinbarungen vor. Die Verrragsparreien können also grundsärfJich alle nllgemei" nmIJClldbn-
rell RedJts;/Istitllte zur Absicheru ng und Durchscrl.U ng der Vcrtragspnichten (Sch,tdenersan. 
Vertragsnicktriu, Vertragsstrafe oder Verwgshaftung) verwendcn. 

Einige Pflichten würden jedoch nur e;"geschrä"kte Wirkllllg haben, falls sie im Gesellsclmfrs· 74 
"eTrr:tg nichl geregel t sind. Die Nachschusspflicht wirkt beispielsweise nur unter den Vert r:tgs. 

j6 JllIull inJan~ AUS&~"'lhh~ Ty/Xn der Nebcnvc:rdnb3rungen. 5.04- 146. 
j1 JllIlffl inJan~. Ausgtwihhe Typen der Nebenvcreinb3rungen. S. tSO-lS8. 
j8 Sichc lk Sl:. S22Owund S220LHCIl. 
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parteien, tall ie nur in cine Nebenvereinbarung geregelt wird. Die Verlct7.ung solcher Pflicht 
kann zß mi t einer Vertragsstrafe oder der Pflicht zur Zahlung von Verwgszimen bestraft 
werden. Wäre die e Pflicht jedoch im Gesellschaft. vertrag enthalten, könnte deren Verl rzung 
zum Ausschluss des Verle zer au ' der Gesellschaft führen .59 

75 Des Weiteren ist grundsätzlich zulä sig, die Neb ' nvereinbarungen durch besondere Ab pra. 
chen abzusichern, aufgrund derer der Verletzer seine Stimmrechte, bzw. seinen Anteil voll odcr 
teilweise verliert.60 

2. Schiedsvereinbarungen 

76 Das Gesetz über Schiedsverfahren61 lässt ab dcm 1.l.2015 au drücklich zu, dass die treirigkciren 
gesellschaftsrechtlicher Natur in einem Schiedsvcrfahrcn ent chieden werden. Da Sc.hVG stell t 
nämlich fest, dass die schriftliche Form der Schiedsgericbtsklallsel auch dann gewahrt i r, 
falls diese in den internen Vorschriften einer juristischen Person (Ge eil ( haft vertrag oder 

atzungen) enthalten ist.62 Der ßegrundungsbericht zu der Novelle führt an, d:tss di Details 
di , bezüglich (insbes. die Bed ingungen für die Gültigkeit der Klausel und Auf1i rung der Fra· 
gen, die vom chiedsgerichr nicht entschieden werden können) - ähnlich wie in Demschlanc! -
der Rechtsprechung und -theorie überlassen werden.6J 

77 Da sich Schiedsgerichtsklauseln in den gesellschafrsrechtlichen 0 kumcnrcn kaum flächende· 
ckend durchgesetzt haben, bleiben zahlreiche diesbezügliche Fragen offen. Ullbestl'ittell ist 
dass die Schiedsklausel wirksam ist, falls sie schriftlich vereinbaH wurde. Die Rcchtsthe rie 
kam jedocb zu keiner einheitlichen Auslegung, wer durch die Schicdsgerichtsklau. eI gebunden 
iSt, fall diese im Gesellschaftsvertrag enthalten ist. Die herrschende Meinung lä st sich wie 
folgt zusammenfassen: 

• fall die chied gericlusklau cl VOll allen Gesellscbaftem der Gesellschaft bewilligt wurde, 
sind auch alle Ge ellschafrer dadurch gebunden' es bleibt jedoch fraglich, ob und inwiefern 
die GeselJschafr und die G ellschafu organe dadurch gebunden 'ind; 

• falls die Schjedsgerichrsklausel lediglich durch eine Mehrheit der Gesellschafter bewilligt 
wurde, ist diese nur für die zu timmenden Gesell chafter bindend' es bleibt fragli h, inwie­
fern eine solche Klausel für den neu beitt'etenden G s Ilschafter bindend i t, fa ll dies r 
neue Gesellschafter den Anteil von einem Gesellschafrer erwirbt der ursprünglich durch die 
Schiedsgel'ichtklauseJ nicht gebunden war. Einige Rechtstheoreriker vertreten die Meinung, 
dass der neue Ge ellschafter den Gesellschaftsverrrag im Vollen akzeptieren mu S lind des· 
wegen durch die chiedsgerichtklausel gebunden ist, die anderen meinen, dass der neue 
Gesell chafter die gleichen Rechte, wie der abtretende Gesellschafter haben sol1.64 

78 Sämtl iche Streitigkeiten, bzgl. derer ein Vergleich abgeschlo eil werden darf, können durch 
Schiedsl'i hter entschieden werden. Drei Gruppen der Streitigkeiten verdienen jedoch besonde­
re Aufmerk amkeit: 

S9 wacb in . eh/Havd, Nebcnverdnbarungcn, S. 19- 20. 
60 Corba in Corba. Sicheru ng der VerpAi hrungen llU den Nebenvereinbarungen. 
61 csCtZ Nr. 24412002 I{\ illler Schiedsl'crfuhrcn (nachfolgend n'ur "SchVG"). 
62 Noch der hcmch 'nden Meinung war dies nuch gemäß der ursprünglichen Fassung des Gesetzes zulässig 

(obwohl c im G~cr(. nichrausdrücklich erwähne wurde), jedoch sehr selten verwendet. 
63 Grundsärllich wird es I'on der Recht theorie begrüßt, dass der Gesetzgeber die Klärung bestimmler Frogcn 

der Rechtsprechung und -theorie ilberla eil hat. Andererseits wird befürchtet, dass dies zu keinen zufried n· 
stellenden Ergcbn i sen führen wird. Die lowakischcn crichre neigen oftmals d31.u, i h trikt an den Wort­
laut de Ge 'erlCS 7.U halten und das C5Ct7. im Zweifel c.mcm rigid auszu legen . Da die csc llschaftsvertriigc 
und NcbcllI·ercinbarungen oftmals nuf die ncu rc Entwicklung Auf dem Market reagieren mü 'en, besteht dM 
Ri iko, d~ss die Reell[ I're hung nicht f1ihig sein wi rd, dies 7.U reflektieren lind die chil:dsgeri ht klausel zu 
. altmod isch" bleibt. 

64 Csocb/Gytfrjifs. Schiedsfiihigkcit der gesclfschaftsrcchrl ichen Streitigkeiten und Hrusovsky/Lacko/Patakyova, 
Schicd$f.ihigkeit der gtsdlschaftsrechtliellcn Streitigkeiten. 
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VIII. Absicherung und Durchsetzung 

• Streitigkeiten bzgl. Ungültigkeit des Beschlusses der Hauptversammlw,g: die Recht theorie 
vertritt die Meinung, dass diese Beschlüsse chicdsfähig ind, well es im freien Ermes 'en 
der Gesellschafter steht, ob ein Beschluss angenommen wird uncl dcmzu~)lge ollee es auch 
freien Ermessen der Gesellschafter stehen, ob, bzw. auf welche Art und Weise eine solcher 
Beschluss aufgehoben wird; dies gilt zweifellos jedoch unter der Voraussetzung, dass (i) alle 
Gesellschafter berechtigt sind, an dem Schiedsverfahren teilzunehmen (der Schiedsspruch 
muss nämlich erga omnes wirken) und (ii) die Schiedsklausel für alle möglichen Kläger 
verbindlich ist, 

lIi Streitigkeiten bzgl. Pflicht zur Allteilsübertraglmg: wie oben erwähnt, ist der Kreis der 
Personen, die durch eine im Gesellschaftsvertrag vereinbarte Schiedsgerichtsklausel gebun­
den sind, Fraglich (dies gilt insbesondere in Beziehung zu den Drirtpersooen denen auf.. 
grund einer Tag-along- oder Drag-aJong-Vcreinbarung Klageansprüche zustehen und vor 
Einreichung der Klage geklärt werden mu s, ob der Dritte ein Schiedsverfahren oder ein 
ordentliches Verfahren einleiten darf/soll); und 

IM Streitigkeiten betr. Auflösullg der GeseUschaJt: Das Verfahren über die AuHö. ung der Gesell­
schaft i ' t nicht chied f.ih ig, da es ich um ei ne. tatu frage handelt. Im chiedsverfahrcn 
kann jedoch der Ers3n der Willenserklärung eines Gesellsch after ' in der die vertragswidrig 
niche erteil te Zustimmung des Gesellschafters zur Auflösung der Gesellschaft geäußert wird, 
gefordert werden (falls dies zB in der Nebenvereinbarung enthalten ist).65 

In praktischer Hinsicht ist zu beachten, dass die Streitigkeiten, die ich aus den Nebenvcreinba- 79 

rungen ergeben, oftmals viel chichtig sind und zahlreiche Subjekte betreffen. Eille giitLicbe 
Streitbeilegung sollte also vom höchsten Interesse aller betroffenen Parteien sein.66 

3. Herrschendes Recht, Gerichtsstand 

Nebenvereinbarungen beinhalten regelmäßig Elemente fremder Rechtsordnungen. Da sich die 80 
Nebenvereinbarungen oftmals mit schuldrechtlichen, statusrechtlichen aber auch dinglichen 
Aspekten befassen, lässt sich die Frage des herrschenden Recht· oftmnl nicht eindeutig bc­
antworren. Als zunächst muss beachtet werden, dass bei den schuldre htlichen Beziehungen 
üblicherweise eine Rechtswahl zulässig ist. Bei den tatusre htlichen und dinglichen Aspekten 
wird dagegen üblicherweise die Rechtsordnung gesetzlich bestimmt. 

Demnach muss also die Rom I Verordnunt7 geprüft werden. Die Rom I Verordnung ist 81 
grundsätzlich auf vertragliche Schuldverhältnisse in Zivil- und Handelssachen anzuwenden, 
wobei das anzuwendende Recht für Au legung, Erfül lung der durch sie begründeten Verpflich­
rungen Folgen der Nichterfüllung (einseht. chadensbcmessung), Arten des Edöschens der 
VerpHichrungen und die Folgen der Ni hcigkeit des Vertrages maßgebend isc.68 Vom Anwen­
dungsbereich ind die Fragen betT. das Gesell chaftsrecht, wie die Errichtung durch Eintra­
gung, die Rechts- und Hand lu ng.'ifiih igkeit, die innere Verfassung und die Auflösung von 
juri tischen Personen sowie die per ön liche Haftung der Gesellschafter und der Organe für die 
Verbindlichkeiten einer juri ti ehen Per 011 ausdrücklich ausgeschlossen.6? 

Die Frage ob/inwiefern die Nebenvereinbarungen vorn Geltung bereich dcr Rom 1 Verord- 82 

nung ausgeschlossen ind, bleibt al 0 zum Teil offen. Da da. Römische Übereinkomm 1)70 eine 
idemi 'ehe Be$timJ1lung beinhaltet, ka nn bei der Auslegullg jedoch der sog. Giu liano-Lagarde 

65 Csach in Csach/Havel, Nebenvereinbarungen, S. U1- 128. 
66 Bffza in Csach/Havel, Nebenvereinbarungen, 5.118. 
67 Verordnung (EG) Nr.59312008 des Europäischen Parlaments und des Rates über das auf vertragliche Schuld-

vcr llältnisse anzuwendende Recht (Rom I) (nachfolgend nur "Rom I Verordnung"). 
68 Art. 1 (1) und 12 (I) der Rom I Verordnung. 
69 Art. l (2) der Rom I Verordnung. 
70 Übereinkommen über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht (Übereinkommen von 

Rom) Nr. 80/934/EWG. 
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§ 24 Slowakei 

Bericht71 behilflich sein, im Sinne dessen nur sehr kompl e Rechtsakte (wie tB Vemäge Vel'. 
waltungsa~te, Registrierung) über ~ie Errichtung einer Gcsells haft, Lhre inn~re Verfassungn 
oder Auflosung vom GeltungsbereICh ausgeschlossen werden sollen. Der Gluliano-Lagarclc 
Bericht stellt ferner fest, dass die Rechtshandlungen deren einziges Ziel in der Begründung 
von Verpflichtungen zwischen den Parteien im Hinblick auf die EITichtung ein r Ge eil chaft 
besteht, von diesem Ausschluss unberührt bleiben 501len.73 

83 Unrer Beachtung dessen das die Ausnahmen im Allgemeinen eher enger auszulegen ind, 
. ollten Ncbenvcreinbarungcll nicht eil bloc vom Geltung bereich cl r Rom I Verordnung au ge­
s hlo sen werden. Di.es wird dadurch unterstützt, das der GiuJiano-Lagarde ßericht ausdrück­
lich feststellt d,l~s die Verrräge über Ausstellung und Übertragung der Wertpapiere von dem 
Gelcungsbereich de Römis hen Übereinkommens auch ni ht ausgeschlossen sind (lediglich 
die Frage, ob ein Dokument als handclbares Werrpapier cini.u tufen ist, ist von der anzuwen­
denden Rechtsordnung zu entscheiden).7~ 

84 Bei der Rechtswahl sind ferner die Ei1tgriJfinormen zu beachten (in Bezug auf die Nebenver­
einbarungen wird es sich insbesondere um Bestimmungen zum Schutz der Minderheitsaktio­
näre, der GläubigeriDrittpersonen oder des öffentlichen Interesses handeln). 

85 ollre in der Nebenvereinbarung eine um rrittene Bestimmung75 enthalten sein, mus geprüft 
werden, ob die betroffen ß· rimmung tatsächlich unerlaubt (und evtl. nichtig d r unwirk-
3m) ist. Falls die in der Bestimmung enthaltene Ab prache nicht ausdrücklich verboten i t, 

kann die betroffen' VertragspAicht grundsät:lIich erfolgrci.ch durchgesetzt werden. ies gilt 
nach einigen An, icluen auch dann, wenn die di Nichtigkeit oder Unwirksamkeit eines 
weiteren Recht geschäftes76 verursachen könnteJ7 

IX. Wettbewerbs-jÜbernahmerechtliche Aspekte 

86 Die Nebenvereinbarung kann - unter Umständen - zum Erwerb der Kontrolle über ein 
Unternehmen oder zu Gründung eines Joint Ventures im Sinne des Kartellrechtes führen. 
Es muss also geprüft werden, ob die in der §§ 7 und 8 des Kartellgesetzes78 angeführten 
gesetzlichen Voraussetzungen (insbes. die Umsatzschwellen) erfüllt sind oder nicht. Wurden 
diese Voraussetzungen erfüllt, muss die Nebenvereinbarung vom Kartellamt geprüft und 
bewilligt werden, sonst können die Rechte gemäß der Nebenvereinbarung nicht ausgeübt 
werden/9 Gesetzwidrige Handlung (Geheimhaltung der Nebenvereinbarung, bzw. Anführung 
irreführenden oder unvollständigen Informationen, Ausübung der Rechte vor dem Erlass des 
einschlägigen Beschlusses des Kartellamtes usw) kann zur Auferlegung einer Geldbuße führen, 
bzw. die Begehung eines Verwaltungsdeliktes bedeuten.Bo 

87 Bezüglich Erwerb der Kontrolle muss beachtet werden, dass die Kontrolle schon dann als 
erworben gilt, wenn der Erwerber 50 0;6 der Stimmen plus eine Stimme erwirbt, es sei denn, 
dass etwas Besonderes vereinbart wurde (zB Absprachen über Sperrminorität, qualifizierte 

71 Oh Bericht über das Übereinkommen über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht, 
v<:rärfcndichct im Anllsblatt der Eur päischen Gemeinschaften unter Nr. C 282/1 am 31.10.1980. 

72 ZB Ei nberufung von esellschaftsver ammlunllcn, das Stimmrecht, die Beschlussfahigkeit, die Bestellung der 
·sellschnfrsorh'nnc ll!i\V. 

73 S.12 des Giuliano-Lagarde Berichtes. 
74 S.lI des Giuliano-Lagarde Berichtes. 
75 ZB Verpflichtung des Minderheitsaktionärs in der Generalversammlung immer im Einklang mit dem Mehr-

heitsaktionär abzustimmen. 
76 zn NidlligkcirJUnwil'ksamkcit der Abstimmung in der Generalver~ammlung. 
77 Bf/zn in C~chlHavcl. Nebenvereinbarungen, 113. 
78 Gescl? Nr. 18712021 Ig üoer den hut" des Wettbewerbes (nachfolgend nur "Kartellgesetz"). 
79 Best. § 10 (1) des Kartellgesetzes. 
80 Best. § 42 ff. des Kartellgesetzes. 
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IX. Wettbewerbs-jÜbernahmerecht/iche Aspekte 

Mehrheit, Vetorecht, Vereinbarungen über koordinierte Ausübung der Stimmrechte, über die 
Bestellung besrimlnter Personen in die Organe der Gesellschaft U5W). Die Kontrolle gi lt auch 
dann als erworben, wenn verschiedenartige Rechtsinstitute kombiniert werden, um eine fakti­
sche Kontrolle zu erreichen, zB Sperrminorität und Vetorecht.81 

Das Kartellrecht unterscheidet grundsätzlich zwei 1)pen der Joint Ventures - kooperative Joint 88 
Ventures und konzentrierende Joint Ventures. 

KooperativeJoitlt Ventmes koordinieren üblichcrwci e Wertbcwcl'bsvcl'halten der betroffenen 89 
Betriebe, wobei auch das Joint Venture auf dem betroffenen Markt unabhängig aktiv i t 

(üblicherweise handelt es sich um Absprachen übcr cin Wettbewerhsverbot oder über die 
Auftcilung cl . Marktes). Fcrner muss beachtet werden, dass die De Minimi Regel und die 
Gruppcnfrci reJlungen anwendbar sind. Zugelassen sind auch die Vereinbarungen, die im 
Endeffekt die Produktion oder den Vertrieb von Waren verb ern oder die techni ehe oder 
wirtschaftliche Entwicklung fördern, falls der Verbraucher an den daraus resultierenden Vortci-
len angemessen beteiligt wird.82 

Konzentrierende Joint Ventures sind auf dem Markt üblicherweise langfristig tätig, verfügen 90 
über ämtl ichc Aktivil die für deren Untcrnehmenstärigkeit nötig sind, die Unternehmens­
führung ist voll unabhängig von den Gründern des Joint Ventures. Im Gegensarz zu den 
kooperativen Joint Ventures ist die Geschäft tätigkeit zwischen dem Joint Venture und dessen 
Gründern nicht koordiniert. 

Die im Rahmen de kooperativen Joint Venrures abgc chlo enen Vereinbarungen können 91 
eine Gefahr für den Wettbewerb darstellen, fall diese "verbotene" Absprachen beinhalren (zB 
Marktteilung). Darüber hinaus kann der Erwerb der Kontrolle in beiden Typen der Joint 
Ventures vorkommen. Dies geschieht durch gesellschaftsrechtliche Nebenvereinbarungen aller 
Art, zB durch Erwerb der Kontrollbeteiligung, das Recht zur Bestellung der Mitglieder des 
geschäftsführenden Organs, das VetOrccht berr. strategische Geschäf'tsemscheidungen (kann 
indirekt durch Bewilligung des Hau haltsplans, unterschiedlicher Geschäftspläne oder der 
Dividenden- und Anlagepolitik vorkommen) usw. 

Daraus ergibt sich, dass immer geprüft werden mus, ob die Nebenvereinbarungen der Kon- 92 
trolle des Kartellamtes unterliegen, b~w. ob anhand der Nebcnvereinb:mmgen solch Um ·tän-
de geschaffen werden, die durch Kartellgesetz ei1lgeschränkt oder sogar verboten ind.83 

81 Bqjlek in sachlHnvcl. Nebenvereinbarungen, s- 93-98. 
82 ßc~t. § 4 (2), (4) und (5) des Kmcl1gcscrzcs. 
83 JOlltft in jamll, Ncbcnvcrcinbnrungcn und Kartellrecht. 
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